
gemacht werden kann und im Gegenteil häufig fest­
steht, daß die Ursache für die verzögerte Zahlung in 
Maßnahmen übergeordneter Verwaltungsorgane zu 
suchen ist, die jedoch auch im Regreßwege nicht zur 
Tragung der Kosten herangezogen werden können.

Wenn z. B. einem Investträger über den Planträger 
hinweg bestimmte Mittel monatelang gesperrt werden, 
er aber gleichzeitig angehalten wird, dafür zu sorgen, 
daß die Erfüllung der Planaufgaben nicht ins Stocken 
gerät, sondern mit aller Kraft weitergeführt wird, und 
wenn der Investträger deshalb den Baubetrieb zur 
Fortsetzung der Arbeiten auffordert, so werden die 
Betriebsangehörigen des Investträgers niemals ein- 
sehen, weshalb sie aus der durch die Sperre bedingten 
zeitweiligen Zahlungsunfähigkeit zur Zahlung von 
Verzugszinsen verpflichtet sein sollen. Ebensowenig 
wird es aber auch die Belegschaft des Baubetriebes 
verstehen, wenn sie unter Aufbietung all ihrer Kräfte 
die Schwierigkeiten überwindet, die ihr der Invest­
träger gezwungenermaßen bereitet, dann aber inner­
halb der gesetzlich bestimmten Frist nicht den Geld­
betrag als Ausgleich für die erbrachten Leistungen er­
hält, und wenn der Investträger überdies nicht die ge­
setzlich vorgeschriebenen Verzugszinsen zu zahlen 
braucht.

Gerade auf dem Gebiet der Investbauvorhaben sind 
mehrfach Maßnahmen ergriffen worden, die Unsicher­
heit bei den Vertragspartnern hervorriefen und damit 
statt zu einer Festigung des Vertragssystems eher zu 
seiner Schwächung führen mußten.

Das Staatliche Vertragsgericht hält es in diesen Fällen 
für notwendig, daß das Fachministerium des betreffen­
den Betriebes diesem hilft, die schädlichen finanziellen 
Auswirkungen zu überwinden. Das Staatliche Vertrags­
gericht hat, soweit es sich mit solchen Streitigkeiten zu 
befassen hatte, die übergeordneten Verwaltungsstellen 
hierauf stets hingewiesen.

Durch die Anwendung des Verschuldensgrundsatzes 
werden in Zukunft solche unbefriedigenden Ergebnisse 
vermieden. >

2. Die 15-Tage-Frist für die Berechnung von Verzugs­
zinsen ist durch die Fristen im Rechnungseinzugsver­
fahren nicht abgeändert worden.

Nach der Einführung des Rechnungseinzugsverfah­
rens, das wesentlich kürzere Fristen brachte, tauchte 
sofort die Frage auf, ob die Verzugszinsen nach frist­
losem Ablauf dieser kürzeren Fristen des Rechnungs­
einzugsverfahrens fällig werden.

So führte K o c h 3 )  u. a. aus, daß für Forderungen, die 
dem Bankeninkasso unterliegen, die 6. DurchfBest. 
nicht mehr anzuwenden sei und daß das Datum der RE- 
Nichtbezahlt-Anzeige derjenige Tag sein müsse, von 
dem ab Vertragsstrafe zu berechnen sei.

Obwohl diese Auffassung manches für sich hat, sind 
doch die Gegenargumente so beachtlich, daß das Staat­
liche Vertragsgericht sich dieser Meinung nicht ange­
schlossen hat. Vor allem wird darauf hingewiesen, daß 
in einer großen Zahl der Fälle der Betrieb heute noch 
nicht in der Lage ist, innerhalb dieser kürzeren Fristen 
tatsächlich das Geld dem Gläubigerbetrieb zur Verfü­
gung zu stellen. Eine neue Lösung ist noch nicht ge­
funden worden und daher ist bis auf weiteres davon 
auszugehen, daß für die Berechnung der Verzugszinsen, 
auch für Forderungen, die dem Rerhnungseinzugsver- 
fahren unterliegen, die Frist von 15 Tagen gilt. Die Be­
fürchtung, daß sich eine Menge Verzugszinsenrechnun­
gen deshalb nötig machen, weil die Frist von 15 Tagen 
nicht eingehalten werden kann, da die Überweisung 
einen längeren Zeitraum in Anspruch nimmt, ist m. E. 
nicht gerechtfertigt, da Verzugszinsen als Vertragsstrafe 
nur zu entrichten sind, soweit den Zahlungspflichtigen 
Betrieb ein Verschulden trifft. Das wird regelmäßig 
dann nicht mehr der Fall sein, wenn er die Fristen des 
Rechnungseinzugsverfahrens beachtet hat. Wenn dann 
trotzdem eine Verzögerung durch die Überweisung ein- 
tritt, so hat er diese Umstände in der Regel nicht zu 
vertreten und braucht daher Verzugszinsen nicht zu 
zahlen.

3) Das Rechnungseinzugsverfahren in der Praxis, in „Die 
Wirtschaft" 1952, Nr. 49, S. 8.

3. Einen Verlust des Anspruchs auf Zahlung von Ver­
tragsstrafen (Verzugszinsen) durch sogenannte „Ver­
wirkung“ gibt es nicht.

Das Staatliche Vertragsgericht hatte sich mit An­
sprüchen auf Verzugszinsen zu beschäftigen, die zum 
Teil über ein Jahr alt waren. In diesem Verfahren 
wurde auch die in der Öffentlichkeit in letzter Zeit 
mehrfach diskutierte Frage der Verwirkung als Einwand 
vorgebracht. Hierzu ist zu sagen, daß das Staatliche 
Vertragsgericht grundsätzlich weder eine über die ge­
setzlichen Bestimmungen hinausgehende kurzfristige 
Verjährung noch eine „Verwirkung“ von Vertrags­
strafen anerkennt. Es billigt also den Parteien keine 
Ansprüche auf Leistungsverweigerung mit dieser Be­
gründung zu. Das Staatliche Vertragsgericht ist auch 
der Auffassung, daß die Bestimmungen in § 1 Abs. 9 
der 2. DurchfBest. zur VertragsVO, nach der Vertrags­
strafen monatlich bzw. unverzüglich in Rechnung zu 
stellen sind, keine Ausschlußfristen darstellen. Die 
gegenteilige Auffassung würde nämlich dazu führen, 
daß die Partner das gesamte Vertragsstrafensystem 
aus den Angeln heben könnten, indem sie sich unterein­
ander einigen, Vertragsstrafen nicht fristgemäß in 
Rechnung zu stellen.
Die Bedeutung dieser Bestimmung liegt vielmehr 

darin, daß dem säumigen Schuldner Nachteile drohen, 
wenn er die gesetzlichen Fristen nicht einhält; u. a. 
kann der hierfür verantwortliche Bearbeiter mit einer 
Disziplinarstrafe belegt werden.

Es bestehen auch keine Bedenken, wenn die Vertrags­
partner Vertragsstrafen für den Fall vereinbaren, daß 
die Berechnung nicht fristgemäß erfolgt. Das Staat­
liche Vertragsgericht würde es aber begrüßen, wenn 
im Interesse der Klarheit und schnellen Bereinigung 
von Streitfragen über die Zahlung von Vertragsstrafen 
und damit auch über die Zahlung von Verzugszinsen 
die Bestimmung des § 1 Abs. 9 der 2. DurchfBest. dahin 
geändert würde, daß Vertragsstrafen dann als anerkannt 
gelten, wenn nicht innerhalb einer gesetzlich zu be­
stimmenden Frist ein Antrag auf Befreiung von Ver­
tragsstrafen beim Staatlichen Vertragsgericht gestellt 
wird.

Wenn das Staatliche Vertragsgericht den Parteien auch 
kein Leistungsverweigerungsrecht wegen Verwirkung 
einräumt, so hat es doch die Mittel, das Recht auf 
Vertragsstrafe nicht zu einem Mißbrauch im einzelnen 
Fall werden zu lassen. Aus der in § 5 Abs. 7 der VO 
über das Allgemeine Vertragssystem gegebenen Er­
mächtigung, die Vertragsstrafe in bestimmten Fällen 
zu erhöhen, und aus dem Grundsatz heraus, daß ein 
schuldhaftes Verhalten vorliegen muß, hat das Staat­
liche Vertragsgericht von Anfang an gefolgert, daß es 
auch befugt ist, Vertragsstrafen zu mindern bzw. im 
Einzelfall gänzlich zu versagen.

In einem Verfahren vor dem Staatlichen Vertrags­
gericht wurden Verzugszinsen für verzögerte Zahlung 
in rd. 160 Fällen geltend gemacht. Diese Verzugszinsen 
waren erst 1h bis llh Jahre nach Zahlung des Haupt­
betrages zum ersten Mal dem Schuldner in Rechnung 
gestellt worden, wobei die Hauptforderungen meist nur 
I bis 2 Tage verspätet beglichen worden sind, ohne daß 
dies dem Schuldner sofort vorgehalten worden war. 
Hier hat das Staatliche Vertragsgericht den Anspruch 
abgelehnt und in der Begründung ausgeführt, daß der 
Gläubiger verpflichtet ist, die Verzugszinsen so recht­
zeitig geltend zu machen, daß die Folgen der verspäteten 
Bezahlung sich beim Zahlungspflichtigen ökonomisch 
noch zu einem Zeitpunkt auswirken, der mit dem Zeit­
punkt der verspäteten Bezahlung finanztechnisch in 
einem funktionellen Zusammenhang steht. Dieser Zeit­
punkt muß nicht unbedingt im gleichen Planjahr 
liegen; der zeitliche Unterschied darf aber nicht so 
groß sein, daß der ökonomische Zweck, der mit der Er­
hebung der Verzugszinsen verfolgt wird, nicht mehr 
erreicht werden kann. Der Gläubiger ist als staats- und 
planbewußter Wirtschaftsfunktionär verpflichtet, nicht 
nur im Interesse seines Betriebes seine Forderungen 
schnellstens geltend zu machen, sondern er hat auch, 
sofern sich in der Arbeitsweise seines Vertragspartners 
Mängel heraussteilen, daran mitzuwirken, daß diese 
schnellstens abgestellt werden. Hierzu gehört auch die 
beschleunigte Inrechnungstellung von Verzugszinsen. 
An dieser Mitwirkungspflicht hatte es der Gläubiger 
fehlen lassen. Das Zusprechen von Vertragsstrafen darf
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